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Vorbemerkung des Verlages zur 8. Auflage

Carl Schmitts ,Verfassungslehre’ erschien erstmalig 1928 und hat
seitdem zahlreiche Neuauflagen erfahren. Die Schriftqualitit der Nach-
drucke wurde allerdings mit der Zeit gemindert, weshalb wir uns mit
der hier vorgelegten Auflage zu einem Neusatz entschlossen haben.
Dabei wurde der Seitenumbruch des arabisch numerierten Hauptteils
unverindert belassen. Behutsam wurden bisher zum Teil nicht gegebene
typographische Vereinheitlichungen vorgenommen; offensichtliche or-
thographische sowie grammatische Fehler wurden beseitigt. Stilistische
Eigenheiten Schmitts blieben hingegen unberiihrt. Die erstmals einge-

fiigten Kolumnentitel geben dem Leser eine sinnvolle Orientierungs-
hilfe an die Hand.

Berlin, im Juli 1993
Duncker & Humblot






Dem Andenken meines Freundes

Dr. Fritz Eisler
aus Hamburg

gefallen am 27. September 1914






Vorbemerkung

Die anhaltende Nachfrage nach dieser , Verfassungslehre“ diirfte sich
daraus erkliren, dafl sie den Typus einer rechtsstaatlich-demokratischen
Verfassung mit einer bis auf den heutigen Tag iiberzeugenden Systema-
tik entwickelt hat. Das Buch behilt deshalb, ohne Riicksicht auf die
Weitergeltung der von ihm als Beispiel herangezogenen Verfassungsbe-
stimmungen, seinen praktischen und theoretischen Wert, solange der
Typus der rechtsstaatlich-demokratischen Verfassung positive Geltung
hat. Das ist sowohl in der Bundesrepublik Deutschland und ihren

Lindern wie auch in den andern Staaten des demokratischen Westens
der Fall.

Nur an der Hand einer echten Systematik hat die Vergleichung und
Veranschaulichung verschiedener Verfassungen einen guten Sinn, denn
nur so ist eine rechtswissenschaftliche Erkenntnis der spezifischen
Denkmodelle méglich. Ein Werk, dem diese Systematik gelungen ist,
braucht nicht in einen Wettlauf mit den zahlreichen Verfassungstexten
einzutreten, die sich im Lauf der Zeit ergeben, solange eben der Typus
Bestand hat. Es kann sogar richtiger sein, hier Zuriickhaltung zu tiben,
um den Typus klarer hervortreten zu lassen.

So rechtfertigt sich der unverinderte Abdruck eines Buches, dessen
erste Ausgabe im Jahre 1928 erschienen ist und das in dieser Gestalt
im Inlande wie im Auslande bis auf den heutigen Tag Anerkennung

gefunden hat.

Mairz 1954
Carl Schmitt






Vorwort

Die vorliegende Arbeit ist weder ein Kommentar noch eine Reihe
monographischer Einzelabhandlungen, sondern der Versuch eines
Systems. In Deutschland liegen heute zur Weimarer Verfassung ausge-
zeichnete Kommentare und Monographien vor, deren hoher Wert
in Theorie und Praxis anerkannt ist und keines Lobes mehr bedarf.
Es ist aber notwendig, sich auflerdem auch um den systematischen
Aufbau einer Verfassungstheorie zu bemithen und das Gebiet der
Verfassungslebre als besondern Zweig der Lehre des offentlichen
Rechts zu behandeln.

Dieser wichtige und selbstindige Teil der Publizistik hat bei uns
in der letzten Generation keine Ausbildung erfahren. Seine Fragen
und Materien wurden entweder im Staatsrecht mit sehr verschiedenar-
tigen offentlich-rechtlichen Angelegenheiten oder in der allgemeinen
Staatslehre mehr oder weniger versprengt und beildufig erértert. Das
erklirt sich geschichtlich aus der Lage des Staatsrechts der konstitutio-
nellen Monarchie, vielleicht auch aus der Eigenart von Bismarcks
Reichsverfassung, deren genialer Wurf elementare Einfachheit und
komplizierte Unfertigkeit vereinigte, am meisten aber wohl aus dem
politischen und sozialen Sicherheitsgefiilhl der Vorkriegszeit. Eine
bestimmte Auffassung von ,Positivismus® diente dazu, verfassungs-
theoretische Grundfragen aus dem Staatsrecht in die allgemeine Staats-
lehre zu verdringen, wo sie zwischen Staatstheorien im allgemeinen
und philosophischen, historischen und soziologischen Angelegenhei-
ten eine unklare Stelle fanden. Es darf hier daran erinnert werden,
daf auch in Frankreich eine Verfassungslehre sich erst spit entwickelt
hat. Im Jahre 1835 wurde (fiir Rossz) ein Lehrstuhl des Verfassungs-
rechts in Paris errichtet, den man aber 1851 (nach dem Staatsstreich
Napoleons I11.) wieder beseitigte. Die Republik hat dann 1879 einen
neuen Lehrstuhl geschaffen, aber noch 1885 beklagte es Boutmy (in
seinen Etudes de Droit constitutionnel), dafl der bedeutendste Zweig
des offentlichen Rechts in Frankreich vernachlissigt sei und keinen
anerkannten Autor aufweise. Heute findet die Eigenart dieses Teiles
des offentlichen Rechts in beriihmten Namen wie Esmein, Duguit,



XI1I Vorwort

Hauriou, ihren Ausdruck. Es ist zu erwarten, daff die wissenschaftli-
che Behandlung der Weimarer Verfassung auch in Deutschland zur
Ausbildung einer Verfassungslehre fithrt, wenn nicht auflen- oder
innerpolitische Stérungen die ruhige und gesammelte Arbeit verhin-
dern. Die offentlich-rechtlichen Erscheinungen der letzten Jahre, be-
sonders auch die Veréffentlichungen der Vereinigung der Deutschen
Staatsrechtslehrer, lassen diese Tendenz bereits erkennen. Wenn die
Praxis einer richterlichen Priffung der Verfassungsmafligkeit von Ge-
setzen sich weiterentwickelt — wie es nach der heutigen Stellungnah-
me des Reichsgerichts zu erwarten ist — so wird das ebenfalls zu
einer Beschiftigung mit der verfassungstheoretischen Seite aller
Rechtsfragen fiihren. Schlieflich darf ich noch erwihnen, daf auch
die Erfahrungen, die ich seit 1919 in Vorlesungen, Ubungen und
Examen machen konnte, diese Ansicht von der Verfassungslehre als
einem selbstindigen, fiir sich zu behandelnden Gebiet des 6ffentlichen
Rechts bestitigen. Schon jetzt diirfte ein grofler Teil der Universitats-
Vorlesungen iiber Allgemeine Staatslehre (Politik) in Wahrheit Verfas-
sungslehre sein.

Weil hier zunichst nur ein einfacher Grundriff entworfen werden
soll, kam es nicht darauf an, die einzelnen Fragen des Staatsrechts
monographisch zu erschopfen und die Literatur bibliographisch auf-
zuzihlen. Sowohl in den Kommentaren zur Weimarer Verfassung
von Anschiitz und von Giese, wie in dem Grundriff des Reichs-
und Landesstaatsrechts von Stier-Somlo finden sich iibrigens gute
Zusammenstellungen, so dafl es nicht notwendig war, eine Aufzihlung
von Buchtiteln zu wiederholen. In einer wissenschaftlichen Darlegung
sind Zitate und Auseinandersetzungen allerdings unerlillich. Doch
sind sie hier in erster Linie als Beispiele gedacht und sollen die
Stellung bestimmter Einzelfragen im System der Verfassungslehre
verdeutlichen. Immer handelte es sich vor allem um die klare und
iibersichtliche, systematische Linie. Das muff betont werden, weil
es gegenwirtig in Deutschland an systematischem Bewufltsein zu
fehlen scheint und sogar schon in populirwissenschaftlichen Samm-
lungen (die ihre Rechtfertigung doch nur durch strengste Systematik
erhalten konnen) die Weimarer Verfassung ,in Form eines freien
Kommentars“, d. h. in Notizen zu den einzelnen Artikeln behandelt
wird. Gegeniiber der kommentierenden und glossierenden Methode,
aber auch gegeniiber der Auflosung in Einzeluntersuchungen, soll
hier ein systematischer Rahmen gegeben werden. Damit sind weder
alle Fragen des Staatsrechts noch alle Fragen der allgemeinen Staats-
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lehre beantwortet. Aber nach beiden Seiten, fiir die allgemeinen
Prinzipien wie fiir manche Einzelfragen, diirfte das eine Klirung
bedeuten, falls es wirklich gelungen sein sollte, eine Verfassungslehre
in dem hier gedachten Sinne zu entwickeln.

In der Hauptsache ist die Verfassungslehre des biirgerlichen Rechts-
staates dargestellt. Darin wird man keinen Einwand gegen das Buch
finden konnen, denn diese Art Staat ist heute im allgemeinen noch
vorherrschend und die Weimarer Verfassung entspricht durchaus
seinem Typus. Deshalb schien es auch zweckmiflig, in den Beispielen
vor allem auf die klassischen Ausprigungen franzosischer Verfassun-
gen zu verweisen. Doch soll jener Typus keineswegs zu einem
absoluten Dogma erhoben werden, dessen geschichtliche Bedingtheit
und politische Relativitit ignoriert werden miifiten. Es gehért im
Gegenteil zu den Aufgaben einer Verfassungslehre, nachzuweisen,
wie sehr manche tiberlieferten Formeln und Begriffe ganz von friihe-
ren Situationen abhingig und heute nicht einmal mehr alte Schliuche
fiir neuen Wein, sondern nur noch veraltete und falsche Etiketten
sind. Zahlreiche dogmatisierte Vorstellungen des heutigen 6ffentlichen
Rechts stecken noch ganz in der Mitte des 19. Jahrhunderts und
haben den (lingst entfallenen) Sinn, einer ,Integrierung® zu dienen.
Diesen von Rudolf Smend fiir das Staatsrecht fruchtbar gemachten
Begriff mochte ich hier verwerten, um auf einen einfachen Sachverhalt
hinzuweisen: damals, im 19. Jahrhundert, als die heute noch vorge-
brachten Definitionen vom Gesetz und andern wichtigen Begriffen
entstanden, handelte es sich um die Integrierung einer bestimmten
sozialen Schicht, nimlich des gebildeten und besitzenden Biirgertums,
in einen bestimmten, damals bestehenden Staat, nimlich die mehr
oder weniger absolute Monarchie. Heute, bei véllig verinderter Sach-
lage, verlieren jene Formulierungen ihren Inhalt. Man wird mir
erwidern, daff auch die Begriffe und Unterscheidungen meiner Arbeit
von der Zeitlage bedingt sind. Aber dann wire es doch schon ein
Vorteil, wenn sie wenigstens in der Gegenwart stinden und nicht
eine lingst entschwundene Situation voraussetzten.

Eine besondere Schwierigkeit der Verfassungslehre des biirgerlichen
Rechtsstaates liegt darin, dafl der biirgerlich-rechtsstaatliche Bestand-
teil der Verfassung sogar heute noch mit der ganzen Verfassung
verwechselt wird, obwohl er in Wahrheit sich nicht selbst geniigen
kann, sondern zu dem politischen Bestandteil nur hinzukommt. Dafl
man — rein fiktiv — die Prinzipien des biirgerlichen Rechtsstaates
mit der Verfassung iiberhaupt gleichstellt, hat dazu gefiihrt, wesentli-
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che Vorginge des Verfassungslebens aufler acht zu lassen oder zu
verkennen. Am meisten hat die Behandlung des Begriffes der Souveri-
nitit unter dieser Methode der Fiktionen und Ignorierungen gelitten.
In der Praxis entwickelt sich dann die Ubung apokrypher Souverini-
titsakte, fiir die es charakteristisch ist, dafl staatliche Behorden oder
Stellen, ohne souverin zu sein, doch gelegentlich und unter still-
schweigender Duldung Souverinititsakte vornehmen. Die wichtigsten
Fille sind in der folgenden Darlegung an ihrem Platz erwihnt (S. 108,
150, 177). Eine ausfiihrliche Erorterung dieser Frage wiirde in die
Lehre von der Souverinitit und damit in die allgemeine Staatslehre
gehoren. Auch die Auseinandersetzung mit der Souverinititstheorie
von H. Heller (Die Souverinitit, Berlin, 1927) betrife Fragen der
Staatslehre und muff in einem andern Zusammenhang versucht wer-
den. Hier war nur das zu behandeln, was zur Verfassungslehre im
eigentlichen Sinne gehért. Die Lehre von den Staatsformen im allge-
meinen wie die Lehre von der Demokratie, Monarchie und Aristokra-
tie im besondern wurde aus dem gleichen Grunde auf das fiir eine
Verfassungslehre (zum Unterschied von einer Staatslehre) Unumging-
liche beschrinkt. Ubrigens ist selbst in dieser Beschrinkung der
vom Verlag vorgesehene Umfang des Buches bereits iiberschritten.

Wihrend der Drucklegung erschienen eine Reihe von Schriften
und Aufsitzen, die fiir das Thema einer Verfassungslehre von beson-
derem Interesse sind und deren grofle Zahl beweist, daff die spezifisch
verfassungstheoretische Seite des Staatsrechts stirker hervortritt. Die
Verhandlungen der deutschen Staatsrechtslehrer-Tagung 1927 sind
nach dem Bericht von A. Hensel im Archiv des 6ffentlichen Rechts,
Bd. XIII N. F. S. 97 {. zitiert, weil die vollstindige Publikation (Heft
4 der Veroffentlichungen der Vereinigung der deutschen Staatsrechts-
lehrer, bei W. de Gruyter) erst im Dezember 1927 erschien. Wihrend
der Drucklegung wurden mir noch folgende Veréffentlichungen be-
kannt, die hier wenigstens erwihnt seien: Adolf Merkl, Allgemeines
Verwaltungsrecht (bei J. Springer), Walter Jellinek, Verwaltungsrecht
(bei J. Springer), O. Koellreutter, Aufsatz ,Staat“ in dem von Stier-
Somlo und A. Elster herausgegebenen Handwérterbuch der Rechts-
wissenschaft; die Aufsitze von G. Jéze, L’entrée au service public
(Revue du droit public, XLIV), Carré de Malberg, La constitutionna-
lité des lois et la Constitution de 1875, Berthélemy, Les lois constitu-
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tionnelles devant les juges (Revue politique et parlementaire CXXX
II/IIT) und W. Scheuner, Uber die verschiedenen Gestaltungen des
parlamentarischen Regierungssystems (Archiv des 6ffentlichen Rechts,
XIII). Fiir den Januar 1928 ist eine neue Auflage des Kommentars
zur Reichsverfassung von Poetzsch-Heffter (bei O. Liebmann) ange-
zeigt; leider war es nicht méglich, das neue Werk dieses hervorragen-
den Juristen noch heranzuziehen. Ferner ist ein Buch von Rudolf
Smend iber verfassungstheoretische Fragen angekiindigt. Ich habe
in meiner vorliegenden Arbeit versucht, mich mit seinen bisherigen
Veréffentlichungen auseinanderzusetzen und habe den Reichtum und
die tiefe Fruchtbarkeit seiner Gedanken eigentlich erst in der Ausein-
andersetzung ganz erfahren. Deshalb bedauere ich es besonders, dafl
ich die zu erwartende verfassungstheoretische Darlegung nicht mehr
kennenlernen und verwerten konnte.

Bonn, Dezember 1927.
Carl Schmitt
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I. Abschnitt
Begriff der Verfassung

1 Schmitt, Verfassungslehre






§ 1 Absoluter Verfassungsbegriff

(Die Verfassung als einheitliches Ganzes)

Das Wort ,Verfassung® hat einen verschiedenen Sinn. In einer
allgemeinen Bedeutung des Wortes ist alles, jeder Mensch und jedes
Ding, jeder Betrieb und jeder Verein irgendwie in einer ,Verfassung“
und kann alles mogliche eine ,Verfassung“ haben. Daraus ergibt
sich kein spezifischer Begriff. Das Wort ,Verfassung“ mufl auf die
Verfassung des Staates, d.h. der politischen Einheit eines Volkes
beschrinkt werden, wenn eine Verstindigung moglich sein soll. In
dieser Beschrinkung kann es den Staat selbst, und zwar den einzelnen,
konkreten Staat als politische Einheit oder als eine besondere, konkre-
te Art und Form der staatlichen Existenz bezeichnen; dann bedeutet
es den Gesamtzustand politischer Einbeit und Ordnung. ,Verfassung“
kann aber auch ein geschlossenes System von Normen bedeuten und
bezeichnet dann ebenfalls eine Einheit, jedoch keine konkret existie-
rende, sondern eine gedachte, ideelle Einbeit. In beiden Fillen ist
der Verfassungsbegriff absolut, weil er ein (wirkliches oder gedachtes)
Ganzes angibt. Daneben herrscht heute eine Ausdrucksweise, welche
eine Reihe von bestimmt gearteten Gesetzen Verfassung nennt. Ver-
fassung und Verfassungsgesetz werden dabei als dasselbe behandelt.
Auf diese Weise kann jedes einzelne Verfassungsgesetz als Verfassung
erscheinen. Der Begriff wird infolgedessen relativ; er betrifft nicht
mehr ein Ganzes, eine Ordnung und eine Einheit, sondern einige,
mehrere oder viele besonders geartete gesetzliche Einzelbestimmun-
gen.

Die iibliche Definition der Lehrbiicher ist: Verfassung = Grundnorm oder
Grundgesetz. Was ,Grund“ hier bedeutet, bleibt meistens unklar. Vielfach heifit
es nur in einem schlagwortartigen Sinne etwas politisch besonders Wichtiges oder
Unverbriichliches, so, wie man auch unklar von ,,Grund“rechten, ,Verankerung®
usw. spricht. Die verfassungstheoretische Bedeutung solcher Redewendungen wird
sich aus der folgenden begrifflichen Untersuchung ergeben; vgl. die Ubersicht
iiber die verschiedenen Bedeutungen von ,lex fundamentalis“, ,Grundnorm®, oder
»Grundgesetz“ unten §5, S. 42.

1’



4 L. Begriff der Verfassung

L. Verfassung im absoluten Sinne kann zunichst die konkrete, mit
jeder existierenden politischen Einheit von selbst gegebene Daseinswei-
se bedeuten.

1. Erste Bedeutung: Verfassung = der konkrete Gesamtzustand politi-
scher Einheit und sozialer Ordnung eines bestimmten Staates. Zu jedem
Staat gehoren politische Einheit und soziale Ordnung, irgendwelche
Prinzipien der Einheit und Ordnung, irgendeine im kritischen Falle
bei Interessen- und Machtkonflikten mafigebende Entscheidungsin-
stanz. Diesen Gesamtzustand politischer Einheit und sozialer Ordnung
kann man Verfassung nennen. Das Wort bezeichnet dann nicht ein
System oder eine Reihe von Rechtssitzen und Normen, nach welchen
die Bildung des staatlichen Willens und die Ausiibung staatlicher Titig-
keit sich regelt und in deren Befolgung die Ordnung erblickt wird,
sondern eigentlich nur den konkreten einzelnen Staat — Deutsches
Reich, Frankreich, England — in seiner konkreten politischen Existenz.
Der Staat bat nicht eine Verfassung, ,der gemif}“ ein staatlicher Wille
sich bildet und funktioniert, sondern der Staat ist Verfassung, d. h. ein
seinsmaflig vorhandener Zustand, ein status von Einheit und Ordnung.
Der Staat wiirde aufhéren zu existieren, wenn diese Verfassung, d. h.
diese Einheit und Ordnung aufhérte. Die Verfassung ist seine ,Seele®,
sein konkretes Leben und seine individuelle Existenz.

Diesen Sinn hat das Wort ,Verfassung“ oft bei den griechischen Philosophen. Nach
Aristoteles ist der Staat (moMtefo) eine Ordnung (t6£16) des natiirlich gegebenen
Zusammenlebens von Menschen einer Stadt (w6A1g) oder eines Gebietes. Die Ordnung
betrifft die Herrschaft im Staat und ihre Gliederung; kraft ihrer ist ein Herrscher
(x0prog) da. Zu ihr gehort aber auch das lebendige, in der seinsmifligen Eigenart des
konkreten politischen Gebildes enthaltene Ziel (v€Aog) dieser Ordnung (Politik Buch
IV, Kap. I, 5). Wird diese Verfassung beseitigt, so hort der Staat auf; wird eine neue
Verfassung begriindet. So entsteht ein neuer Staat. Isokrates (Areopag. 14) nennt die
Verfassung die Seele der Polis (¢0yn méAewg 1| moMrteic). Am besten wird diese
Vorstellung von der Verfassung vielleicht durch einen Vergleich verdeutlicht: Das
Lied oder Musikstiick eines Chores bleibt dasselbe, wenn die Menschen, die es singen
oder auffiihren, sich indern oder wenn der Platz sich indert, an welchem sie singen
oder musizieren. Die Einheit und Ordnung liegt in dem Lied und in der Partitur,
wie die Einheit und Ordnung des Staates in seiner Verfassung liegt.

*Wenn Georg Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 491, die Verfassung als ,eine Ord-
nung, der gemdf der staatliche Wille sich bildet”, hinstellt, so verwechselt er eine
seinsmiflig vorhandene Ordnung mit einer Norm, der gemif} etwas gesetzmiflig und
richtig funktioniert. Alle hier in Betracht kommenden Vorstellungen, wie Einheit,
Ordnung, Ziel (1€Aog), Leben, Seele, sollen etwas Seiendes, nicht etwas nur Normati-
ves, richtigerweise Gesolltes angeben.

2. Zweite Bedeutung: Verfassung = eine besondere Art politischer
und sozialer Ordnung. Verfassung bedeutet hier die konkrete Art
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der Uber- und Unterordnung, weil es in der sozialen Wirklichkeit keine
Ordnung ohne Uber- und Unterordnung gibt. Hier ist Verfassung die
besondere Form der Herrschaft, die zu jedem Staat gehért und von
seiner politischen Existenz nicht zu trennen ist, z. B. Monarchie, Aristo-
kratie oder Demokratie, oder wie man die Staatsformen einteilen will.
Verfassung ist hier = Staatsform. Dabei bezeichnet das Wort ,,Form*
ebenfalls etwas Seinsmifiges, einen Status, nicht etwas Rechtssatzmafli-
ges oder normativ Gesolltes. Auch in diesem Sinne des Wortes hat
jeder Staat selbstverstindlich eine Verfassung, denn er entspricht immer
irgendeiner Form, in der Staaten existieren. Auch hier wire es genauer
zu sagen, dafl der Staat eine Verfassung ist; er ist eine Monarchie,
Aristokratie, Demokratie, Raterepublik und hat nicht nur eine mon-
archische usw. Verfassung. Die Verfassung ist hier die ,, Form der For-
men*, forma formarum.

In diesem Sinne wird das Wort , status“ (neben anderen Bedeutungen des vieldeuti-
gen Wortes, z. B. Zustand im allgemeinen, Stand usw.) besonders im Mittelalter und
im 17. Jahrhundert gebraucht. Thomas von Aquin unterscheidet in seiner Summa
theologica (I, II, 19, 10c) als Staatsformen (status) im Anschlufl an Aristoteles 1. den
aristokratischen Staat (status optimatum), in welchem eine irgendwie ausgezeichnete
und hervorragende Minderheit regiert (in quo pauci virtuosi principantur); 2. die
Oligarchie (status paucorum), d. h. die Herrschaft einer Minderzahl, ohne Riicksicht
auf eine besondere auszeichnende Qualitit; 3. die Demokratie (den status popularis),
in welchem die Menge der Bauern, Handwerker und Arbeiter herrscht. Bodinus (Les
six livres de la République, 1. Ausgabe 1577, besonders im VI. Buch) unterscheidet
nach solchen Staatsformen Volksstaat (état populaire), monarchischer Staat (état royal)
und aristokratischer Staat. Bei Grotius (De iure belli ac pacis 1625) ist status, soweit
der Ausdruck hier interessiert, die ,forma civitatis“ und damit auch Verfassung. In
ihnlicher Weise spricht Hobbes (z. B. De cive 1642, cap. 10) von status monarchicus,
status democraticus, status mixtus usw.

Mit einer erfolgreichen Revolution ist daher ohne weiteres ein neuer
Status und eo ipso eine neue Verfassung gegeben. So konnte in Deutsch-
land nach der Umwilzung vom November 1918 der Rat der Volksbe-
auftragten in einer Bekanntmachung vom 9. Dezember 1918 von der
»durch die Revolution gegebenen Verfassung“ sprechen (W. Jellinek,
Revolution und Reichsverfassung, Jahrb. des 6ffentl. Rechts IX, 1920,
S. 22).

3. Dritte Bedeutung: Verfassung = das Prinzip des dynamischen
Werdens der politischen Einheit, des Vorganges stets erneuter
Bildung und Entstehung dieser Einbeit aus einer zugrundeliegen-
den oder im Grunde wirkenden Kraft und Energie. Hier
wird der Staat nicht als etwas Bestebendes, ruhend Statisches,
sondern als etwas Werdendes, immer von neuem Entstebendes



	Inhaltsverzeichnis
	I. Abschnitt: Begriff der Verfassung
	§ 1 Absoluter Verfassungsbegriff (Die Verfassung als einheitliches Ganzes)
	I. Verfassung als Gesamtzustand konkreter Einheit und Ordnung oder als Staatsform („Form der Formen") — oder als Prinzip der Bildung der politischen Einheit
	II. Verfassung im normativen Sinne („Norm der Normen") 

	§ 2 Relativer Verfassungsbegriff (Die Verfassung als eine Vielheit einzelner Gesetze)
	I. Auflösung der Verfassung in Verfassungsgesetze
	II. Die geschriebene Verfassung
	III. Erschwerte Abänderbarkeit als formales Kennzeichen des Verfassungsgesetzes

	§ 3 Der positive Verfassungsbegriff (Die Verfassung als Gesamtentscheidung über Art und Form der politischen Einheit)
	I. Die Verfassung als Akt der verfassunggebenden Gewalt
	II. Die Verfassung als politische Entscheidung
	III. Der Kompromißcharakter der Weimarer Verfassung

	§ 4 Idealbegriff der Verfassung (in einem auszeichnenden Sinne, wegen eines bestimmten Inhalts so genannte „Verfassung")
	I. Vieldeutigkeit der Idealbegriffe, insbesondere Freiheit
	II. Der Idealbegriff der bürgerlich-rechtsstaatlichen Verfassung
	III. Die beiden Bestandteile der modernen Verfassung

	§ 5 Die Bedeutungen des Wortes „Grundgesetz", Grundnorm oder lex fundamentalis (Zusammenfassende Übersicht)
	I. 9 Bedeutungen des Wortes Grundgesetz
	II. Verbindungen der verschiedenen Bedeutungen
	III. Verfassung bedeutet im vorliegenden Buch Verfassung im positiven Sinne

	§ 6 Entstehung der Verfassung
	I. Eine Verfassung entsteht durch einseitige Entscheidung oder gegenseitige Vereinbarung
	II. Geschichtliche Übersicht über die Entstehung der modernen europäischen Verfassungen

	§ 7 Die Verfassung als Vertrag (Der echte Verfassungsvertrag)
	I. Unterscheidung des sog. Staats- oder Sozialvertrages vom Verfassungsvertrag
	II. Der echte Verfassungsvertrag als Bundesvertrag. Unechte Verfassungsverträge innerhalb einer politischen Einheit
	III. Der echte Verfassungsvertrag als Status-Vertrag (Kritik des Satzes: pacta sunt servanda)
	IV. Verfassung und völkerrechtliche Verträge

	§8 Die verfassunggebende Gewalt
	I. Die verfassunggebende Gewalt als politischer Wille
	II. Subjekt der verfassunggebenden Gewalt
	III. Betätigung der verfassunggebenden Gewalt, insbesondere die demokratische Praxis

	§9 Legitimität einer Verfassung
	I. Arten der Legitimität einer Verfassung
	II. Legitimität einer Verfassung bedeutet nicht, daß eine Verfassung nach früher geltenden Verfassungsgesetzen zustande gekommen ist
	III. Dynastische und demokratische Legitimität

	§ 10 Folgerungen aus der Lehre von der verfassunggebenden Gewalt, insbesondere der verfassunggebenden Gewalt des Volkes
	I. Ständiges Vorhandensein (Permanenz) der verfassunggebenden Gewalt
	II. Kontinuität des Staates bei Verfassungsbeseitigung und -durchbrechung, sofern nur die verfassunggebende Gewalt die gleiche bleibt
	III. Das Problem der Kontinuität bei Änderung des Subjekts der verfassunggebenden Gewalt (Verfassungsvernichtung)
	IV. Unterscheidung der verfassunggebenden Gewalt des Volkes von jeder konstituierten, d. h. verfassungsgesetzlichen Gewalt

	§ 11 Aus dem Begriff der Verfassung abzuleitende Begriffe (Verfassungsänderung, Verfassungsdurchbrechung, Verfassungssuspension, Verfassungsstreitigkeit, Hochverrat)
	I. Übersicht
	II. Verfassungsgesetzliche Verfassungsänderungen (Verfassungsrevision, Amendement)
	III. Verfassungsstreitigkeiten
	IV. Die Verfassung als Angriffs- und Schutzobjekt bei Hochverrat


	II. Abschnitt: Der rechtsstaatliche Bestandteil der modernen Verfassung
	§12 Die Prinzipien des bürgerlichen Rechtsstaates
	I. Unterscheidung des rechtsstaatlichen Bestandteils vom politischen Bestandteil der modernen Verfassung
	II. Der Begriff des Rechtsstaates

	§13 Der rechtsstaatliche Gesetzesbegriff
	I. Recht und Gesetz im bürgerlichen Rechtsstaat
	II. Der sog. formelle Gesetzesbegriff
	III. Der politische Gesetzesbegriff
	IV. Die Bedeutung des generellen Charakters der Rechtsnorm

	§ 14  Die Grundrechte
	I. Geschichtliche Übersicht
	II. Geschichtliche und rechtliche Bedeutung der feierlichen Erklärung von Grundrechten
	III. Sachliche Einteilung und Unterscheidung der Grundrechte
	IV. Institutionelle Garantien sind von Grundrechten zu unterscheiden
	V. Grundpflichten sind im bürgerlichen Rechtsstaat nichts anderes als verfassungsgesetzliche Pflichten
	VI. Einteilung der Grundrechte hinsichtlich des Schutzes gegen Einschränkungen und Eingriffe

	§ 15 Die Unterscheidung (sog. Teilung) der Gewalten
	I. Die geschichtliche Entstehung der Lehre von der Gewaltenunterscheidung
	II. Trennung und Balancierung der Gewalten

	§ 16 Bürgerlicher Rechtsstaat und politische Form
	I. Die Verfassung des bürgerlichen Rechtsstaates ist immer eine gemischte Verfassung
	II. Die zwei Prinzipien politischer Form (Identität und Repräsentation)
	III. Begriff der Repräsentation
	IV. Die moderne Verfassung als Verbindung und Mischung bürgerlich- rechtsstaatlicher Prinzipien mit politischen Formprinzipien


	III. Abschnitt: Der politische Bestandteil der modernen Verfassung
	§ 17 1. Die Lehre von der Demokratie, Grundbegriffe
	I. Übersicht über einige Begriffsbestimmungen
	II. Der Begriff der Gleichheit (allgemeine Menschengleichheit, substantielle Gleichheit)
	III. Definition der Demokratie

	§ 18 Das Volk und die demokratische Verfassung
	I. Das Volk vor und über der Verfassung
	II. Das Volk innerhalb der Verfassung (Wahlen und Abstimmungen)
	III. Das Volk neben der verfassungsgesetzlichen Regelung (öffentliche Meinung)
	IV. Übersicht über die Bedeutungen des Wortes „Volk" für eine moderne Verfassungslehre

	§ 19 Folgerungen aus dem politischen Prinzip der Demokratie
	I. Allgemeine Tendenzen
	II. Der Staatsbürger in der Demokratie
	III. Die Behörden (demokratische Methoden der Bestimmung von Behörden und Beamten)

	§ 20 Anwendungen des politischen Prinzips der Demokratie auf den einzelnen Gebieten des staatlichen Lebens
	I. Demokratie und Gesetzgebung
	II. Demokratie und Regierung
	III. Demokratie und völkerrechtlicher Verkehr
	IV. Demokratie und Verwaltung
	V. Demokratie und Justiz

	§ 21 Grenzen der Demokratie
	I. Grenzen des Prinzips der Identität
	II. Grenzen aus der Natur des Volkes
	III. Grenzen in der Praxis der heutigen Demokratie
	IV. Kritik des Satzes: „Mehrheit entscheidet"

	§ 22 2. Die Lehre von der Monarchie
	I. Begründungen der Monarchie (theokratische, patriarchalische, patrimoniale, Beamten- und zäsaristische Monarchie)
	II. Verfassungstheoretische Bedeutung der verschiedenen Rechtfertigungen der Monarchie
	III. Die Stellung des Monarchen in der modernen Verfassung
	IV. Der Staatspräsident in einer republikanischen Verfassung

	§ 23 3. Aristokratische Elemente in modernen bürgerlich-rechtsstaatlichen Verfassungen
	I. Das aristokratische Prinzip als Mittel der Gewaltenunterscheidung
	II. Idee und Rechtfertigung des Zweikammersystems
	III. Die geschichtlichen Typen des Zweikammersystems (Oberhaus, Herrenhaus, Senat, Staatenhaus)
	IV. Zuständigkeit und Befugnisse des Oberhauses
	V. Unvereinbarkeit der Doppelmitgliedschaft

	§ 24 4. Das parlamentarische System
	I. Vieldeutigkeit des Wortes „Parlamentarismus"
	II. Die ideellen Grundlagen des parlamentarischen Systems
	III. Folgerungen aus dem Grundgedanken des parlamentarischen Systems

	§ 25 Geschichtliche Übersicht über die Entwicklung des parlamentarischen Systems
	I. Wichtigste Daten der geschichtlichen Entwicklung in England
	II. Die Entwicklung in Frankreich und Belgien
	III. Die Entwicklung in Deutschland

	§ 26 Übersicht über die Gestaltungsmöglichkeiten des parlamentarischen Systems
	I. Entscheidender Gesichtspunkt: Übereinstimmung von Parlament und Regierung
	II. Mittel, um die Übereinstimmung zu bewirken
	III. „Fälle" der parlamentarischen Verantwortlichkeit

	§ 27 Das parlamentarische System der Weimarer Verfassung
	I. Die Verbindung der vier Untersysteme
	II. Übersicht
	III. Die Praxis des parlamentarischen Systems der Weimarer Verfassung

	§ 28 Die Auflösung des Parlaments
	I. Arten der Auflösung
	II. Das Auflösungsrecht des Reichspräsidenten


	IV. Abschnitt: Verfassungslehre des Bundes
	§ 29 Grundbegriffe einer Verfassungslehre des Bundes
	I. Übersicht über die Arten zwischenstaatlicher Beziehungen und Verbindungen
	II. Folgerungen aus der Begriffsbestimmung des Bundes
	III. Die rechtlichen und politischen Antinomien des Bundes und ihre Aufhebung durch das Erfordernis der Homogenität

	§ 30 Folgerungen aus den Grundbegriffen der Verfassungslehre des Bundes
	I. Jeder Bund hat als solcher eine politische Existenz mit einem selbständigen jus belli
	II. Jeder Bund ist als solcher sowohl völkerrechtliches wie staatsrechtliches Subjekt
	III. Jeder Bund hat ein Bundesgebiet
	IV. Bundesrepräsentation, Bundeseinrichtungen und -behörden, Bundeszuständigkeit
	V. Hochverräterische Unternehmungen gegen den Bund
	VI. Demokratie und Föderalismus


	Register
	Register der Artikel der Reichsverfassung
	Namenregister
	Sachregister




